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ËMWELT

ZWANZIG JAHRE NACHHALTIGKEIT

Von Rio bis Rio
Raymond Klein

Nachhaltigkeit ist nicht erst seit 
gestern ein Modewort. Doch 
was haben die internationalen 
Bemühungen wirklich gebracht? Und 
was kann man vom bevorstehenden 
„Rio + 20“-Gipfel erwarten?

Die Blaskapelle auf dem Promena-
dedeck der Titanic stimmt ein neues 
Stück an: den „Green Economy“-
Marsch. Die Stimmung ist gelöst, der 
Kapitän hat soeben mitgeteilt, dass 
die Kurskorrektur fortgesetzt und das 
Ingenieurteam neu organisiert wird. 
Und dass die Kollision mit dem Sub-
prime-Eisberg dem Schiff außer ein 
paar Schrammen nichts hat anhaben 
können.

So in etwa ist auch die Lage im 
Vorfeld des „Rio + 20“-Gipfels auf 
dem Dampfer Erde. Vom 20. bis zum 
22. Juni werden sich in Rio de Janeiro 
Regierungsvertreter zur Konferenz der 
Vereinten Nationen über nachhaltige 
Entwicklung (UNCSD) versammeln. 
Offiziell dreht sich der Gipfel um „die 
‚Green Economy‘ im Kontext  der 
nachhaltigen Entwicklung und der Ar-
mutsbekämpfung sowie die institutio-
nellen Rahmenbedingungen für nach-
haltige Entwicklung“. Konkret heißt 
das, dass das UN-Umweltprogramm 
zu einer UN-Unterorganisation auf-
gewertet wird. Und dass, nach dem 
Scheitern mehrerer Klimagipfel und 
dem Schock der Finanz- und Wirt-
schaftskrise, eine symbolische Geste 
die Legitimität der Kommandobrücke 
gegenüber dem Passagierdeck wieder-
herstellen soll.

Dass es aber mit einer „Fortset-
zung der Kurskorrektur“ nicht getan 

sein wird, ist schon an dem verräte-
rischen Namen „Rio + 20“ zu erken-
nen. Die Konferenz der Vereinten Na-
tionen über Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) fand vor zwanzig Jahren 
am gleichen Ort statt, und bereits da-
mals fehlte es nicht an Einsicht und 
großen Ankündigungen. Neben einer 
„Rio-Erklärung“ einigte man sich auf 
die „Agenda 21“, eine Sammlung von 
Empfehlungen zu einer nachhaltigen 
Politik, und auf eine nicht bindende 
Erklärung namens „Forest Princip-
les“ zum Schutz der Wälder. Weitere 
Ergebnisse des Gipfels waren die Bio-
diversitätskonvention und die Klima-
rahmenkonvention, die später zum 
Kyoto-Protokoll führte. Jenem Abkom-
men, das wenig bewirkt hat, 2012 aus-
läuft und möglicherweise ganz ohne 
Nachfolgevertrag bleiben wird.

1992, Jahr der Nordstraße

Ob die Rio-Konferenz einen Kurs-
wechsel herbeiführen würde, konnte 
1992 niemand mit Sicherheit wissen. 
Dennoch hatten die NGOs in Luxem-
burg gute Gründe, skeptisch zu sein. 
Ende April war von der Chamber 
der Bau der Nordstrooss beschlos-
sen worden, und deren Trasse führte 
durch den Gréngewald. Damit wur-
de das größte zusammenhängende 
Waldgebiet im Großherzogtum zer-
schnitten - was Luxemburg nicht da-
von abhielt, in Rio den Ländern des 
Südens den Schutz ihrer Regenwäl-
der mahnend ans Herz zu legen. Die 
Verbitterung der Ökoszene drückte 
sich auch in den Titeln der Artikel 
im Gréngespoun, wie unsere Zeitung 

damals noch hieß, aus: „Mit der Axt 
nach Rio“, hieß es im Vorfeld, und 
mit „Öko-Karneval zu Ende, Erde ge-
rettet“ wurde der Ausgang des Gipfels 
ironisch kommentiert. Obwohl sie 
Gespräche mit der Regierung führ-
ten  - und sich von ihr nach Rio ein-
laden ließen -, hatte eine Gruppe von 
NGOs ein separates Positionspapier 
ausgearbeitet. 

Nach ihrer Rückkehr aus Brasilien  
zogen Claude Turmes und Robert  
Garcia vom Mouvement écologique 
und von der Action Solidarité Tiers 
Monde Bilanz. Bemerkenswert ist, 
dass das meiste zwanzig Jahre da-
nach nach wie vor Gültigkeit hat. So 
lautete einer der Vorwürfe: „Noch im-
mer erfolgt in Luxemburg, trotz aller 
anderen Verlautbarungen, keine Inte-
gration der Umweltpolitik in die sek-
torielle Regierungsarbeit.“ Auch das 
damalige Bekenntnis der Regierung 
zu Umweltschutz und globaler Solida-
rität ließ man nicht gelten: „Die von 
der Regierung in ihrem ‚täglichen Ge-
schäft‘ gesetzten Prioritäten und Ent-
scheidungen scheinen in eine andere 
Richtung zu gehen und lassen berech-
tigte Zweifel an der Ehrlichkeit der in 
Hinsicht auf Rio gemachten Aussagen 
aufkommen.“

Hingewiesen wurde auch auf den 
Widerspruch zwischen der seinerzeit 
versprochenen Anhebung der Ent-
wicklungshilfe auf 0,7 Prozent des PIB 
und einer Tolerierung oder sogar Be-
günstigung der Kapitalflucht in Rich-
tung Finanzplatz. Etwas naiv klingt 
heute die Forderung, bis 1995 solle 
mehr Geld aus Luxemburg in die Län-
der des Südens fließen, als durch Ka-

pital- und Steuerflucht in umgekehr-
ter Richtung bewegt wird. Amüsant 
auch folgender Vorwurf: „Allzu oft 
werden die internationalen Konzer-
ne in Luxemburg mit offenen Armen 
empfangen, ohne dass die diesbe-
züglichen sozialen und ökologischen 
Kriterien geklärt sind.“ Mittlerweile 
reichen die offenen Arme nicht mehr, 
man küsst den Konzernen die Schu-
he, und der neue Wirtschaftsminister 
wäre bestimmt bereit, die Atomstrom-
leitung für Arcelor-Mittal eigenhändig 
zu verlegen.

Kritisiert wurden auch das von 
den Konzernen praktizierte „greenwa-
shing“ und die allgemeine Vereinnah-
mung des Begriffs der Nachhaltigkeit. 
Dabei blieben jedoch, so die NGOs, 
die eigentlichen Probleme unbeach-
tet: der Überverbrauch der Ressour-
cen durch die reichen Länder, die 
Eliten des Südens und die industria-
lisierten Länder, der unfaire und un-
nachhaltige Nord-Süd-Handel sowie 
die Macht der Konzerne, „der größten 
Einzelverschmutzer“. Schließlich kün-
digten die NGOs an, die neue Medien-
aufmerksamkeit für Umwelt- und Ent-
wicklungsthemen zu nutzen, um der 
Bevölkerung die wahren Ursachen 
der Probleme zu erklären und Auswe-
ge aus der Krise aufzuzeigen.

Entwicklung, die wir meinen

Die Sensibilisierung für nachhalti-
ge Entwicklung ist einer der wenigen 
Lichtblicke in der Bilanz der vergan-
genen zwanzig Jahre. 1992 konnte 
es noch geschehen, dass sogar Um-
weltaktivisten den Treibhauseffekt 
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mit dem Ozonloch verwechselten. 
Spätestens seit Al Gores Propaganda-
feldzug ist nunmehr ein Grundwissen 
über die Erderwärmung weit verbrei-
tet, und die Professionalisierung der 
NGOs erlaubt es den Aktivisten von 
2012, mit den zuständigen Beamten 
über CO2-Tonnenpreise und Berech-
nungsmodelle zu fachsimpeln. Dass 
diese Sensibilisierung aber wirklich 
zu Veränderungen führt, ist nicht zu 
erkennen. Schon 1992 hatte der deut-
sche Experte Christian Radtke vor 
Luxemburger Publikum argumentiert, 
eine radikale Abkehr vom westlichen 
Wirtschafts- und Konsummodell setze 
einen grundlegenden Bewusstseins-
wandel voraus, der frühestens in 
20 oder 30 Jahren wirksam werden 
könne. 

Positiv zu bewerten ist auch der 
Ausbau der erneuerbaren Energien 
in vielen Ländern. Allerdings hat sich 
auch bestätigt, was Garcia seinerzeit 
schon vor dem Gipfel schrieb: „Je-
denfalls scheint das Hauptthema der 
Konferenz der Gegensatz zwischen 
den Wirtschaftsinteressen des Nor-
dens und einer umweltverträglichen 
Entwicklung des Südens zu werden.“ 
Die Länder des Südens, vor allem die 
Schwellenländer, sind nicht bereit, 
CO2-Limits zu akzeptieren, die ihre 
Entwicklungsmöglichkeiten zu stark 
einschränken. Dieser Interessenkon-
flikt - die USA waren ihrerseits bisher 
nicht bereit, ihren „way of life“ in Fra-
ge zu stellen - ist einer der Gründe für 
das Scheitern der Klimagipfel der ver-
gangenen Jahre. Und die Militarisie-
rung der internationalen Politik und 
die große Wirtschaftskrise werden 

einen Durchbruch in diesen Fragen 
nicht vereinfachen. 

Bestätigt haben sich auch die An-
nahmen zu der Gefahr, die vom CO2 
ausgeht - die Wahrscheinlichkeit ei-
ner Klimaveränderung ist mittlerweile 
sogar gestiegen. Unter anderem, weil 
viele Länder sich an ihren Kyoto-
Maßnahmen durch Nutzung der „Fle-
xiblen Mechanismen“ vorbeigemogelt 
haben, also der Möglichkeit, CO2-Ein-
sparungen im Ausland vorzunehmen. 
In dieser Disziplin dürfte Luxemburg 
Weltmeister sein, denn seine Emissi-
onssenkung ist quasi zur Gänze auf 
diese Weise zustande gekommen.

NGOs als Leichtmatrosen

Böse Zungen behaupten, die ma-
gere Leistung des Großherzogtums 
erkläre sich dadurch, dass die Serie 
„Umweltminister von der traurigen 
Gestalt“ bereits in der vierten Staffel 
läuft. Eine Rolle dürfte aber auch das 
besondere Verhältnis großer Teile der 
Bevölkerung zu ihrem fahrbaren Un-
tersatz spielen -  eine hochemotiona-
le Beziehung, die von der Politik mit 
Nordstraße, Saarstraße, dritter Spur et 
cetera sorgsam gehätschelt wird. Ähn-
lich beflissen zeigt sich die Regierung 
gegenüber dem Finanzplatz: Zwar hat 
die Entwicklungshilfe mittlerweise 
die 0,7 Prozent des PIB bereits über-
schritten, doch wehe, jemand wagt 
es, die Rolle Luxemburgs bei der Ka-
pital- und Steuerflucht aus den Län-
dern des Südens zu thematisieren 
(woxx 1016).

Bei einer solchen globalen und lo-
kalen Bilanz rief der „Earth Summit“ 

2002 in Johannesburg in der NGO-
Szene kaum Begeisterung hervor. Ro-
bert Garcia, mittlerweile grüner Abge-
ordneter, reiste zwar nach Südafrika, 
zog aber eine ernüchternde Bilanz: 
Die Probleme seien größer geworden, 
Lösungen aber keineswegs näher ge-
rückt, und die Diskrepanz zwischen 
den vielen Worten und den wenigen 
Taten stimme ihn pessimistisch. Eine 
Einschätzung, die die Vereinten Na-
tionen nicht davon abgehalten hat, 
es dieses Jahr ein weiteres Mal zu 
versuchen.

Hierzulande laufen derzeit Vorbe-
reitungsarbeiten zur luxemburgischen 
Position, und die Regierung versucht, 
die Zivilgesellschaft einzubinden. Bis-
her drehen sich die Gespräche vor al-
lem um Eingaben zum „Zero Draft“, 
wie der Entwurf für die Abschlusser-
klärung von „Rio + 20“ genannt wird. 
Beteiligt ist zum einen der Conseil 
supérieur pour un développement 
durable (CSDD), der so interessan-
te Denkanstöße, wie die Studie zum 
ökologischen Fußabdruck Luxem-
burgs, aber auch so zweifelhafte, wie 
die zur Nachhaltigkeit der Staatsfi-
nanzen, geliefert hat. Zum anderen 
die Arbeitsgruppe „Kriterien globaler 
Klimapolitik und ihre nationale Be-
deutung“ aus dem Klima-Partenariat, 
die insbesondere für die sensible 
Frage der Nutzung der „Flexiblen Me-
chanismen“ zuständig ist. Beide Gre-
mien sind ehrenamtlich besetzt, und 
beiden gehören auch Vertreter der 
Wirtschaft an. Es wäre schade, wenn 
das Feilschen um jedes Komma in der 
UN-Prosa des „Zero Draft“ die NGOs 
so in Anspruch nehmen sollte, dass 

die Zeit und die Distanz fehlen, wirk-
liche Grundsatzkritik zu üben. 

Seit die Eisberge am Horizont ge-
sichtet wurden, ist auf der Titanic viel 
diskutiert, aber wenig getan worden. 
Eine Kursänderung hat nicht stattge-
funden, und die Kollision mit dem 
ersten Eisberg - der Finanzkrise - hat 
gezeigt, dass das Schiff als System 
keineswegs unsinkbar ist. Das Gleiche 
gilt für den Dampfer Erde. Weltweit 
wird am Basismodell aus Wachstum, 
Kapitalismus und Marktwirtschaft 
festgehalten, obwohl es zwanzig Jahre 
lang den erwünschten Veränderungen 
im Wege stand und seit vier Jahren 
mit einer System-Krise konfrontiert 
ist. In Luxemburg ist keine wirkliche 
Bereitschaft zu einem Kurswechsel zu 
erkennen, und die Eliten setzen wei-
terhin darauf, mit Hilfe von Nischen 
wie Tanktourismus und Steuerflucht 
den derzeitigen Lebensstil beizubehal-
ten. Wo sind hier die Rettungsboote?

Grüne Tonne 1992 und Jo’burger 2002. Die alten Cartoons unseres Zeichners Guy W. Stoos lassen sich problemlos recyceln. Ein Grund zur Freude?
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Wieerwartet blieb vom
Geist von Rioin Jo'burg

nicht allzu viel übrig. Zwar
konntenschli mmste

Rückschrittevermieden
werden, dochvon einem
globalen Rettungsplanist

die Erde weiter denn
je entfernt.

Das Stadtviertel Sandton in
Johannesburg symbolisiert in
mancher Hinsicht die Fortset-
zung des Apartheid−Regimes mit
zeitgemäßen Mitteln. Eine Lu-
xus−Exklave außerhalb der ver-
slumtenInnenstadt, die sich die
weiße Oberschicht kurz nach
dem Ende der Apartheid als
Rückzugsfort gebaut hatte. Ähn-
liches Ambiente auf dem dort
stattfindenden "World Summit
for Sustainable Development":
VondenspärlichbesetztenDele-
gationen der afrikanischen Staa-
ten abgesehen, waren auch auf
der Konferenz Weiße und Asia-
tInnen weitgehend unter sich.
Wie i m Shopping−Zentrum
Sandtown, woein beinahe obzö-
nes Angebot von Luxusgütern
von unterbezahltemschwarzem
Personal der südafrikanischen
Oberschicht unddenTausenden
von KongresstouristInnenfeilge-
boten wurde.

Großer Basar
Auf der offiziellen Konferenz

ging es denn auch zu wie in ei-
nemBasar, wosich die CO 2− und
EntschuldungshändlerInnen der
Industrienationen mit den kauf-
schwachen KundInnen der Ent-
wicklungsländer um Emissions−
Prozente und Schuldenrabatte
stritten. Dabei wurde in Johan-
nesburgnicht überkonkreteVer-
tragswerke, wie weiland das
Kyoto−Protokoll oder das Biodi-
versitätsabkommen, verhandelt,
sondern über eine unverbindli-
che Erklärung der Staats− und
Regierungschefs sowieeinenAk-
tionsplan ("plan of i mplementa-
tion"). Letzterer skizziert eine
Reihe von Zielvorgaben für die
Entwicklungs− und Umweltpoli-
tik des nächstenJahrzehnts, oh-
ne wesentliche neue Perspekti-
ven gegenüber den vorangegan-
gen Konferenzen von Rio bis
Monterrey.
Dieser Aktionsplan wurde auf

diversenVorbereitungskonferen-
zen, zuletzt in Bali, heiß disku-
tiert. Kein Wunder, dass die bis
zuletzt umstrittenenKapitel sich

vor allemin den Bereichen Fi-
nanzierung, Welthandel und Or-
ganisierung der Globalisierung
befinden. Unbedingt verhindern
wollten die Industrienationen,
dass die GipfelteilnehmerInnen
in den vonihnenauf den Konfe-
renzenvon Dohaund Monterrey
abgesteckten Jagdgründen wil-
dern und die für die Globalisie-
rungsgewinner wichtigen Libe-
ralisierungstrends umkehren
würden.

Luxemburgsnachhaltiges
Schweigen
Auf den öffentlichen Sitzun-

gen der thematischen Work-
shops undder Vollversammlung
der Delegationen wurde das
"sustainable development" als
Paradigma des Jahrhunderts
unisono gefeiert. Die Delegatio-
nen versuchten, sich gegensei-
tig in grüner Euphorie zu über-
treffen, derweil hinter ver-
schlossenen Türen peinlichst
umjedes nachhaltige Wort zu-
viel i m ausschweifenden Text
des Aktionsplans gefeilscht wur-
de. Dabei kames zukuriosenAl-
lianzen: Die G77−Gruppeder Ent-
wicklungsländer bildete zum
Beispiel mit den USAundJapan
eine Front, umden von der EU
halbherzig verteidigten Schlüs-
selbegriff des Vorsorgeprinzips,
des "precautionary principle"
von Rio, endgültig zu Fall zu
bringen. In der Frage der zu er-
reichenden Ziele für erneuerba-
re Energien wurde dagegen ein
Vorschlag des brasilianischen
Umweltministers von Entwick-
lungsländernundder EUanfäng-
lichverteidigt− undletztendlich
wiederfallengelassen.
Gewusst war ja, dass das

Hauptproblem der Jo'burg−Kon-
ferenz die amerikanische Regie-
rung undihre Öllobbysein wür-
de. Doch der Auftritt der EUals
möglicher Gegenpol konnte die
Beobachter aus den NGOs nicht
gerade überzeugen. Während
Umweltkommissarin Wallström
in der entscheidenden Phase

der Konferenz noch in Europa
weilte, konnte die Generaldirek-
tionfür Außenhandel des Herrn
Lamy das Zepter an sich reißen
und mit Gleichgesinnten in den
USAund anderen Industriestaa-
ten die Richtung der EU−Delega-
tion weitgehend beeinflussen. In
der internen Konzertierung der
EU−Delegation blieben die Bel-
gier, Deutschen, Schweden und
Briten bei wichtigen Fragen in
der Minderheit.
Und die Luxemburger Gipfel-

stürmer Goerens und Berger?
Bei früheren Konferenzenhatten
die Luxemburger sich jeweils
der weitgehendsten Position in
SachenUmwelt undEntwicklung
angeschlossen. Die derzeitige
Regierung scheint dagegen
jegliche Vorreiterrolle ad ac-
tagelegt zu haben und dem
rechtsliberalen Mainstream in
der EU hinterherzuschwimmen.
Der grüne Europa−Abgeordnete
Claude Turmes wertete dies als
Ausdruck einer Trendwende in
der Umwelt− und Entwicklungs-
politik der meisten EU−Länder,
die zwar die Rhetorik des
"sustainable development" pfle-
gen, in der Praxis jedoch eine
Politik vorantreiben, die den Be-
dürfnissen effizienter Erdpolitik
eher entgegenwirkt als bahnbre-
chende VorstößegegenKli maka-
tastrophe und Verelendung
anzubieten.

To−do−Listekaum
angerührt
Da ein offensichtliches Schei-

tern der Konferenzinletzter Mi-
nute verhindert wurde, konnte
der Weltgipfel ineiner Sti mmung
vonlauwarmer Erleichterungab-
geschlossen werden. Was noch
zu tun bleibt, um die Welt und
vor allemdie 80 Prozent der ar-
men Weltbevölkerung zu retten,
zeigte sich bei einer Veranstal-
tung, diediefinnischeRegierung
unter demTitel "Beyond Johan-
nesburg" organisiert hatte.
Nachdemfinnische und südafri-
kanische PolitikerInnen in
"sustainable"−Rhetorik ge-
schwelgt hatten, setzte der ma-
laysische Top−Ökonom Martin
Khor das erlesene Plenum mit
einem brillanten Vortrag über
die Versäumnisse von Rio und
Jo'burg derart schachmatt, dass
selbst blasierte PolitikerInnen
und hartgesottene Businessmen
der Analyseihres eigenenSchei-
terns nur noch applaudieren
konnten.
Khor forderte, dass die von

den Finnen vorgeschlagene
Nachfolgekonferenz in Helsinki
Ende dieses Jahresineinen neu-
en "Helsinki−Prozess" zur Ent-
spannung der planetaren Unge-
rechtigkeiten münden sollte.
Er erinnerte nicht nur an
die bankrotten Schwellenländer
oder die aussichstlos verschul-
detenundverelendetenärmsten
Länder, sondern auch an die of-
fenen Fragen des ungerechten
Welthandels, des Patentrechts,
der Agrarsubventionen, der
deregulierten Finanzströme, der
Arbeitsstandards, ...
Dass Martin Khor bereits vor

zehnJahreninRio mit ähnlichen
Ausführungen Vertreter der
WeltbankunddesIWFsprachlos
gemacht hatte, sti mmt an-
gesichts der Zuspitzung der
planetaren Umwelt− und Ent-
wicklungsproblemenicht gerade
zuversichtlich.

Robert Garcia
3.9.2002, Johannesburg

Kli ma−Killer i mSchafspelz
Für Greenpeace ist er nach wie vor der "Kli ma−Killer
Nummer ei ns": Exxon Mobil, der größte Ölkonzern der
Welt. Darauf machten die UmweltschützerI nnen i n der
vergangenen Woche aufmerksam: Auf ei nem Greenpea-
ce−Heißl uftball on an der Esso−Tankstelle am Grenzüber-
gang Wasserbilli g hieß es i n großen Lettern "Stop
E$$O". "Hi nter demsauberen Tiger−I mage versteckt Es-
so sei ne wahre I dentität", sagt Marti na Hol bach von
Greenpeace Luxemburg. Der Konzern sei maßgeblich
dafür verantwortlich, dass die US−Regierung das Kyoto−
Protokoll nicht ratifiziert. Zudemleugne sie den Kli ma-
wandel und die Rolle der fossilen Brennstoffe. I n ei ner
Stell ungnahme dementiert Exxon Mobil dies. Der Kon-
zern erkenne durchaus die Risiken des Kli mawandels
und sei ne möglichen Fol gen für das ökologische Sys-
tem, widersetze sich aber dem Kyoto−Protokoll, weil es
nichts bri nge und zu kostspieli g sei, hei ßt es dari n.
Exxon Mobil l obt i n dem Kommuni qué nicht nur angeb-
liche ei gene Anstrengungen für die Umwelt, sondern er-
klärt sich auch bereit, nach Möglichkeiten für erneuer-
bare Energien zu forschen. Hehre Worte für ei nen Kli-
ma−Killer, der erst kürzlich noch i n ei nem Schreiben an
George W. Bush das Fernblei ben des US−Präsidenten
bei m Umweltgi pfel i n Johannesburg begrüßte und den
Kli mawandel als "globales Umweltthema mit der ge-
ri ngsten Wichti gkeit" bezeichnete.

Kein"Untertauchen" mehr in der Kirche
Menschen, denen Kirchenasyl gewährt wird, gelten
nicht mehr als untergetaucht, machen sich also nicht
mehr strafbar − zumindest gilt dies für die evangeli-
schen Kirchen des mehrheitlich katholischen Saarlands.
Dies hat das Bundesland amvergangenen Wochenende
mit der evangelischen Kirche verei nbart. Bisher sei das
Kirchenasyl nur mit i nformellen Verabredungen zwi-
schen Kirche und Staat geregelt worden, sagt der Asyl-
beauftragte der pfälzischen Landeskirche, Rei nhard
Schott. Das Saarland habe erklärt, dass Behördenver-
treter kirchliche Räume, i n denen Asylsuchende Schutz
fi nden, nicht betreten. Die Kirchen werden nach Schotts
Worten die Behörden bereits i m Vorfeld ei nes Kirchen-
asyls unterrichten und den Betroffenen ausländerrecht-
liche Lösungsmöglichkeiten aufzei gen. Die Kirchen
wollten kei neswegs geltendes Recht untergraben, so
Schott. Viel mehr ziele das Asyl auf die erneute rechtli-
che Prüfung ei nes Falls. I mmerhi n sei i n 75 Prozent al-
ler Fälle von Kirchenasyl den Betroffenen das Aufent-
haltsrecht zuerkannt worden. I n Luxemburg hat es bis-
her noch kei ne Fälle von Kirchenasyl gegeben.

Un projet deschambresprofessionnelles
La chambre des employés privés et la chambre du tra-
vail viennent de remettre leur avis concernant le projet
de l oi 4891, qui entend réformer le statut des fonction-
naires de l' Etat. Ce projet avait été concocté en secret
entre le mi nistère compétant et le syndicat CGFP, sans
que les autres syndicats, directement ou i ndirectement
concernés, n' aient pu i ntervenir. Une des conséquences
en est un "non" clair et net des deux chambres profes-
sionnelles sur ce projet. "Des modifications irres-
ponsables et irrespectueuses des droits élémentaires
reconnus àtout salarié", écrit la chambre des employés
privés, al ors que la chambre du travail constate que ce
sont les collectivités publi ques qui ont le pl us recours
(et ceci de façon abusive) à des contrats de travail à
durée déterminée. Le projet de loi en discussion sem-
ble i nstituer au niveau des services publics les fameux
CDD comme relati on de travail normale, du moi ns en
ce qui concerneles employé−e−s non−fonctionnarisé−e−s
(dont la CGFP ne semble pas se préoccuper). Les deux
chambres constatent qu' elles n' ont été consultées que
"contre tout gré", al ors que le projet de l oi dépasse lar-
gement le cadre de la fonction publi que et i gnore com-
plètement les acquis sociauxles pl us élémentaires des
salarié−e−s dansle secteur privé.
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